
Tenor 

Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 
9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
in Bezug auf die Arbeitsbedingungen in der durch die Richtlinie 
2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
September 2002 geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass eine 
nationale Regelung, die einem Arbeitgeber erlaubt, zur Förderung des 
Zugangs jüngerer Menschen zur Beschäftigung Arbeitnehmer zu kün­
digen, die einen Anspruch auf Alterspension erworben haben, eine von 
dieser Richtlinie verbotene unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts darstellt, wenn Frauen diesen Anspruch in einem Alter 
erwerben, das fünf Jahre niedriger ist als das Alter, in dem der An­
spruch für Männer entsteht. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 21.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 18. 
November 2010 — Europäische Kommission/Königreich 

Spanien 

(Rechtssache C-48/10) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — Richt­
linie 2008/1/EG — Integrierte Vermeidung und Vermin­
derung der Umweltverschmutzung — Genehmigungsauflagen 
für bestehende Anlagen — Pflicht zur Sicherstellung des Be­
triebs solcher Anlagen entsprechend den Anforderungen der 

Richtlinie) 

(2011/C 13/24) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: A. 
Alcover San Pedro) 

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: F. Díez 
Moreno) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Januar 2008 über die integrierte Ver­
meidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABl. 
L 24, S. 8) — Anlagen, die Auswirkungen auf die Emissionen 
in Luft, Wasser oder Boden und auf die Umweltverschmutzung 
haben können — Genehmigungsauflagen für bestehende Anla­
gen 

Tenor 

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 über die inte­
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
verstoßen, dass es nicht die Maßnahmen getroffen hat, die erfor­
derlich sind, damit die zuständigen Behörden durch Genehmigung 
gemäß den Art. 6 und 8 der Richtlinie oder in geeigneter Weise 
durch Überprüfung und, soweit angemessen, durch Aktualisierung 
der Auflagen dafür sorgen, dass bestehende Anlagen unbeschadet 
anderer besonderer Unionsvorschriften spätestens am 30. Oktober 

2007 in Übereinstimmung mit den Anforderungen der Art. 3, 7, 
9, 10, 13, 14 Buchst. a und b sowie 15 Abs. 2 der Richtlinie 
betrieben werden. 

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 100 vom 17.4.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 9. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Amtsgerichts Stuttgart — Deutschland) — Bianca 

Purrucker/Guillermo Vallés Pérez 

(Rechtssache C-296/10) ( 1 ) 

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Zuständigkeit 
sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant­
wortung — Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 — Rechtshän­
gigkeit — Hauptsacheverfahren bezüglich des Sorgerechts für 
ein Kind und Antrag auf einstweilige Maßnahmen bezüglich 

des Sorgerechts für dasselbe Kind) 

(2011/C 13/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Amtsgericht Stuttgart 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bianca Purrucker 

Beklagter: Guillermo Vallés Pérez 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Amtsgericht Stuttgart — Aus­
legung des Art. 19 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor­
tung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
(ABl. L 388, S. 1) — Zuständigkeit eines Gerichts eines Mit­
gliedstaats für die Entscheidung in der Hauptsache in einem 
Verfahren, das das Sorgerecht für ein Kind betrifft, das seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Staat hat, wenn zuvor ein 
Gericht eines anderen Mitgliedstaats in einem Rechtsstreit zwi­
schen denselben Parteien über das Sorgerecht für dasselbe Kind 
mit einem Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz befasst wurde 
— Begriff „zuerst angerufenes Gericht“ 

Tenor 

Die Vorschrift des Art. 19 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständig­
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 ist nicht 
anwendbar, wenn das zur Regelung der elterlichen Verantwortung 
zuerst angerufene Gericht eines Mitgliedstaats nur zum vorläufigen 
Rechtsschutz nach Art. 20 dieser Verordnung und das Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats, das nach der Verordnung Nr. 2201/2003 für 
die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, später ebenfalls zur 
Regelung der elterlichen Verantwortung angerufen wird, sei es zu einer 
einstweiligen oder zu einer endgültigen Regelung.
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Der Umstand, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes angerufen wird oder eine Entscheidung in 
einem solchen Verfahren ergeht und der eingereichte Antrag oder die 
ergangene Entscheidung nichts enthält, woraus sich ergibt, dass das im 
Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes angerufene Gericht nach der 
Verordnung Nr. 2201/2003 zuständig ist, schließt nicht zwangsläu­
fig aus, dass es — wie dies möglicherweise nach dem nationalen Recht 
dieses Mitgliedstaats zulässig ist — einen mit dem Antrag auf vor­
läufigen Rechtsschutz in Zusammenhang stehenden Antrag in der 
Hauptsache gibt, der Angaben enthält, mit denen dargetan werden 
soll, dass das angerufene Gericht nach dieser Verordnung zuständig ist. 

Verfügt das später angerufene Gericht trotz seiner Bemühungen, sich 
bei der Partei, die sich auf Rechtshängigkeit beruft, dem zuerst ange­
rufenen Gericht und der Zentralen Behörde zu informieren, nicht über 
Angaben, die es erlauben, den mit einem Antrag bei einem anderen 
Gericht verfolgten Anspruch zu bestimmen, und die insbesondere da­
rauf gerichtet sind, die Zuständigkeit dieses Gerichts nach der Verord­
nung Nr. 2201/2003 darzutun, und gebietet aufgrund besonderer 
Umstände das Kindeswohl den Erlass einer Entscheidung, die in an­
deren Mitgliedstaaten als dem des später angerufenen Gerichts aner­
kennungsfähig ist, so hat dieses Gericht nach Ablauf einer angemes­
senen Frist für den Eingang der Antworten auf die gestellten Fragen 
die Prüfung des bei ihm eingereichten Antrags fortzusetzen. Die Dauer 
dieser angemessenen Frist hat dem Kindeswohl unter Berücksichtigung 
der konkreten Umstände des betreffenden Verfahrens Rechnung zu 
tragen. 

( 1 ) ABl. C 221 vom 14.8.2010. 

Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen 
sad (Bulgarien), eingereicht am 7. Juli 2010 — Krasimir 
Asparuhov Estov, Monika Lyusien Ivanova und Kemko 
International EAD/Ministerski savet na Republika Bulgaria 

(Rechtssache C-339/10) 

(2011/C 13/26) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Varhoven administrativen sad 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Krasimir Asparuhov Estov, Monika Lyusien Ivanova und 
Kemko International EAD 

Beklagter: Ministerski savet na Republika Bulgaria 

Mit Beschluss vom 12. November 2010 hat sich der Gerichtshof 
(Achte Kammer) für die Beantwortung der vom Varhoven ad­
ministrativen sad (Bulgarien) vorgelegten Fragen für offensicht­
lich unzuständig erklärt. 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal for 
Northern Ireland (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 
29. September 2010 — Seaport (NI) Ltd, Magherafelt 
District Council, F P Mc Cann (Developments) Ltd, 
Younger Homes Ltd, Heron Brothers Ltd, G Small 
Contracts, Creagh Concrete Products Limited/Department 

of the Environment for Northern Ireland 

(Rechtssache C-474/10) 

(2011/C 13/27) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal for Northern Ireland 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Seaport (NI) Ltd, Magherafelt District Council, F P Mc 
Cann (Developments) Ltd, Younger Homes Ltd, Heron Brothers 
Ltd, G Small Contracts, Creagh Concrete Products Limited 

Beklagter: Department of the Environment for Northern Ireland 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 2001/42/EG ( 1 ) dahin auszulegen, dass ein 
Mitgliedstaat in dem Fall, dass eine einen Plan im Sinne des 
Art. 3 aufstellende staatliche Behörde in dem Mitgliedstaat 
selbst die Behörde mit umfassendem umweltbezogenem 
Aufgabenbereich ist, die nach Art. 6 Abs. 3 vorgesehene 
Bestimmung einer nach Art. 5 und 6 zu konsultierenden 
Behörde ablehnen kann? 

2. Ist die Richtlinie dahin auszulegen, dass in dem Fall, dass 
eine einen Plan im Sinne des Art. 3 aufstellende Behörde in 
dem Mitgliedstaat selbst die Behörde mit umfassendem um­
weltbezogenem Aufgabenbereich ist, der Mitgliedstaat ver­
pflichtet ist, sicherzustellen, dass es eine von dieser Behörde 
getrennte, zu konsultierende Stelle gibt, die für diese Auf­
gabe bestimmt werden kann? 

3. Ist die Richtlinie dahin auszulegen, dass das Erfordernis nach 
Art. 6 Abs. 2, den in Art. 6 Abs. 3 genannten Behörden und 
der in Art. 6 Abs. 4 genannten Öffentlichkeit „innerhalb 
ausreichend bemessener Fristen“ frühzeitig und effektiv Ge­
legenheit zur Stellungnahme zu geben, durch Regelungen 
umgesetzt werden kann, die vorsehen, dass die verantwort­
liche Behörde, in deren Aufgabenbereich die Aufstellung des 
Plans fällt, die Frist für jeden Einzelfall bestimmt, in dem 
Stellungnahmen abzugeben sind, oder müssen die die Richt­
linie umsetzenden Regelungen selbst eine Frist oder ver­
schiedene Fristen für verschiedene Umstände festlegen, in­
nerhalb deren solche Stellungnahmen abzugeben sind? 

( 1 ) Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be­
stimmter Pläne und Programme (ABl. L 197, S. 30).
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